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V. Zusammenfassung und Bewertung der Ergebnisse � Handlungsmöglichkeiten 
und Erfolgsaussichten 
 
Ein zentrales Problem der Entwicklung in Ballungsräumen ist das stetige Wachstum des 
motorisierten Individualverkehrs. Diese Entwicklung wird verursacht von sich wechselseitig 
verstärkenden Faktoren: Einerseits fördert die große Verfügbarkeit von Autos den Umzug von 
Haushalten in den suburbanen Bereich. Andererseits ist die Bevölkerung durch die sich 
dispers entwickelnden Siedlungsstrukturen abseits leistungsfähiger ÖPNV-Angebote mittel-
bar und unmittelbar zur Nutzung des Pkw gezwungen. Durch autoorientierte Strukturen bzw. 
die Zersiedelung in den Metropolregionen hat sich der finanzielle Aufwand für Mobilität in 
der Bevölkerung vergrößert. 
 
Wird auf der theoretischen Grundlage des homo oeconomicus angenommen, dass Wohnungs-
suchende ihre Entscheidung ausschließlich auf der Grundlage der Preisstruktur der 
Immobilienpreise und der sich daraus ergebenden maximalen Belastbarkeit treffen, so kann 
bei den Haushalten von einer Entscheidungsqualität ausgegangen werden, die unter 
Berücksichtigung der Restriktionen des Einkommens alle zur Verfügung stehenden 
Alternativen betrachtet. Wegen der Pendelkosten sind zentrumsnahe Wohnstandorte 
grundsätzlich attraktiver als am Stadtrand oder darüber hinaus gelegene. Auf Grund dessen ist 
ein negativer Zusammenhang zwischen den Bodenpreisen und der Entfernung vom 
Stadtzentrum zu erwarten. Die Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur wird für die Entwicklung 
der Bodenpreise über den Bodenpreisgradienten implizit erfasst. Je seltener ÖPNV-
Anschlüsse sind, desto steiler sind die Immobilienpreisgradienten korreliert mit der 
Entfernung von ÖPNV-Stationen. Unter diesen Immobilienmarktmechanismen müssen wegen 
der relativ hohen Immobilienpreise im Einzugsbereich von ÖPNV die Haushalte ins umso 
entferntere Umland abwandern, je niedriger ihr Einkommen ist. Diese Haushalte mit 
niedrigen Einkommen haben eine hohe Belastung an Verkehrskosten. Die Raumstruktur in 
Abhängigkeit von den Verkehrsangeboten und die Immobilienpreisstruktur reflektiert sich im 
Verkehrsverhalten der Haushalte bzw. in ihren finanziellen Ausgaben für Verkehr und in ihrer 
Belastung durch ihn.  
 
Bei einer Gegenüberstellung des Großraums Hamburg und U.S.-amerikanischer 
Metropolregionen wird deutlich, dass die Immobilienpreisgradienten in den drei untersuchten 
Stadtregionen in den USA steiler sind als diejenigen im Großraum Hamburg. Ein wichtiger 
Grund dafür ist, dass ÖPNV-Anschlüsse in den USA im Vergleich zu Deutschland und im 
Speziellen zum Großraum Hamburg wesentlich seltener sind, u. a. weil eine effiziente 
Erschließung angesichts der US-typischen ungleich größeren Suburb-Ausdehnung in die 
Fläche wesentlich schwieriger wird. Wegen der hohen Immobilienpreise im Einzugsbereich 
von ÖPNV in den USA müssen die Haushalte unter Berücksichtigung ihres Einkommens ins 
umso entferntere Umland abwandern, je niedriger ihr Einkommen ist. Unter solch 
autoorientierter Raumstruktur wird der Pkw unabhängig vom Einkommensniveau nahezu 
ausschließlich genutzt. Diese Haushalte mit niedrigen Einkommen haben eine hohe Belastung 
durchVerkehrskosten.  
Der zunehmende Individualverkehr bzw. dessen längere Wege sind sogar Hauptverursacher 
der Umweltverschmutzung und des Ressourcenverbrauchs (Energie- und Flächenverbrauch). 
Um in diese komplexen Dynamiken problemlösend einzugreifen, hat sich in einigen 
Stadtregionen der USA ein Steuerungsinstrument herausgebildet, das das Umzugsverhalten 
der Haushalte möglichst auf Standorte entlang der ÖPNV-Achsen zu orientieren versucht: das 
Kreditvergabesystem �Location Efficient Mortgage�, abgekürzt LEM. Dabei werden die 
durch ÖPNV eingesparten Verkehrskosten bei der Berechnung der Bonität der Haushalte 
durch die Kreditwirtschaft berücksichtigt. Das LEM-Programm wurde dezidiert vorzugsweise 
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für Haushalte unterhalb der mittleren Einkommensebene zur Wohneigentumsbildung 
angewendet, so dass es dem gemeinnützigen Oberziel sozialen Ausgleichs folgt. In der Tat 
wurden die Differenzen zwischen der Zahlungsfähigkeit der einkommensschwachen 
Haushalte und dem Marktwert von Grundstücken in einigen Stadtregionen in den USA durch 
eine Ausdehnung der Beleihungswerte bzw. zinsgünstige Hypothekendarlehen mit Hilfe 
staatlicher Bürgschaft ausgeglichen, um den Kauf von Immobilien in Achsennahräumen 
(bzw. der Innenstadt) zu ermöglichen. 
 
In Deutschland stehen den Haushalten vergleichsweise mehr Alternativen zur Verfügung, die 
Flexibilität in der Verkehrsmittelwahl ist somit wesentlich größer als in den USA. 
Entsprechend können bei geringeren Einkommen durchaus Einsparungen in den Verkehrs-
kosten realisiert werden: Die Haushalte veranschlagen ihren Etat für Mobilität nach ihrem 
Einkommensniveau. Sofern sie nicht auf das Häuschen im Grünen fixiert sind, haben 
deutsche Haushalte ein breites Optionsspektrum, ihr Verkehrsverhalten den Angeboten der 
Verkehrspolitik entsprechend auszudifferenzieren. Daher wäre das LEM-Programm in 
Deutschland im Vergleich zu den USA auf eine zielgerechte Weise zu modifizieren. Die 
Unterschiede der Verkehrsangebote und der Raumstruktur zwischen beiden Ländern schlagen 
sich im Verkehrsverhalten der Haushalte bzw. in ihren finanziellen Ausgaben für Verkehr 
nieder. 
Mit Hilfe einer Modellrechnung zu den Substitutionswirkungen zwischen Verkehrs- und 
Wohnkosten in Deutschland wurde in dieser Studie untersucht und überprüft, ob finanzielle 
Hindernisse auf Grund der Gefälle der Immobilienpreise wirklich der Grund sind, nicht in 
Achsennahräume zu ziehen, bzw. ob die finanziellen Rahmenbedingungen der Haushalte 
durch staatliche Förderung hinreichend verbessert werden können, um eine Ansiedlung im 
Achsennahraum zu ermöglichen.  
Auch bei der Modellrechnung konnten finanzielle Vorteile der Haushalte an ÖPNV-
orientierten Wohnstandorten nachgewiesen werden. Auf dieser Grundlage können Konzepte 
erarbeitet werden, das Umzugsverhalten der Haushalte durch Berücksichtigung dieser 
finanziellen Vorteile stärker auf die Angebote des ÖPNV auszurichten. Insbesondere sollen 
die Verkehrskosten der Standorte bei der Kreditvergabe für den Erwerb von Eigenheimen 
berücksichtigt werden.  
 
Die Grafik in der Abbildung 5 A symbolisiert noch einmal die zum Gelingen einer ÖV-
orientierten Siedlungssteuerung miteinander verschränkten Bereiche: Die Haushalte sind 
Subjekt der Wohnortentscheidung im Rahmen des LEM-Programms. Die privatfinanziellen 
Aspekte bezüglich ihrer Ansprüche und Vorstellungen als Nachfrager mit begrenzten 
Einkommensverhältnissen stehen im Vordergrund dieser Studie.  
Diese Gegebenheiten im Verhältnis zum Angebot an Objekten bzw. Flächenreserven auf 
Angebotsseite haben Rückwirkung auf Immobilienpreise bzw. auf die Wohnstandort-
entscheidung der Haushalte. Der siedlungsstruktuelle Bereich repräsentiert Zustand und 
Möglichkeiten der Flächenreserven an verkehrsgünstigen Standorten und muss bearbeitet 
werden für bedarfsorientierte Flächenausweisung bzw. zur Aufstellung von Bauplänen. 
Um Nachfrage und Angebote auf dem Immobilienmarkt an verkehrsgünstigen Standorten in 
Einklang zu bringen, spielt der finanzintermediäre Bereich eine Rolle als Werkzeug, das die 
Eigentumsbildung der Haushalte durch finanzielle Förderung je nach Finanzlage ermöglicht.  
Um die ermittelten finanziellen Vorteile der Wohnstandortentscheidung für ÖPNV-orientierte 
Standorte wirksam werden zu lassen, bedarf es einer Umsetzung dieser Erkenntnisse in den 
Bereichen des Immobilien- und Finanzmarktes sowie der öffentlichen Stellen. Dabei ist auf 
dem organisatorischen Sektor eine Bestandsaufnahme der Interessen aller relevanten Akteure 
im Sinne einer Machbarkeitsstudie zu erarbeiten.  
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Für ein erfolgreiches Anlaufen des Steuerungsprogramms wäre im Sinne einer Batterie 
zunächst eine öffentlich-rechtliche Konstruktion erforderlich, die Innovationskosten 
übernehmen kann und den Banken die wegen LEM anfallenden zusätzlichen Darlehensanteile 
garantiert. 
 

Abbildung 5 A  Schema der vier Aspekte für die Umsetzu
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5.1 Privatfinanzielle Aspekte 
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Notwendigkeit von Verstärkung der Nahversorgung im ÖPNV-Einzugsbereich zur 
Verminderung der Verkehrskosten der privaten Haushalte 
Die Verkehrskosten der privaten Haushalte in den Untersuchungsräumen sind niedrig vor 
allem dort, wo er durch eine gute Nahversorgung abgestützt wird. Sobald die Nahversorgung 
auf ein schwaches Niveau absinkt, erhöhen sich die Verkehrskosten der Haushalte bei 
konstantem ÖPNV-Angebotsniveau. Für eine effiziente Durchführung des LEM-Programms 
ist eine Befriedigung der Bedürfnisse nach guter Nahversorgung essentiell, da nur so die 
MIV-Kosten der privaten Haushalte im ÖPNV-Einzugsbereich tatsächlich effektiv vermindert 
werden können.  
 
 
B) Unterschiede in den Einkommenserfordernissen  
 
Finanzielle Bedingungen für den Erwerb einer Wohnung von 100 m² im ÖPNV-
Einzugsbereich 
Bei Einbeziehung der Kosten des Verkehrs in die Betrachtung der Immobilienpreise verändert 
sich das notwendige Einkommen für die Eigentumsbildung in der Region Hamburg. Die ins 
Umland ziehenden Haushalte verfügen durchschnittlich über 97 m² Wohnfläche. Daher wurde 
die Berechnung in dieser Studie mit einer Wohnfläche von 100 m² durchgeführt. Bei einer 
Annuität von 6 % (5% Zinsen, 1% Tilgung) ist ein Haushaltsnettoeinkommen von 2.730 bis 
2.875 Euro in den Achsennahräumen erforderlich. In den Achsenzwischenräumen ist ein 
Einkommen zwischen 2.770 und 2.793 Euro notwendig. Bei einer Annuität 7+1 % werden 
Haushaltsnettoeinkommen von 2.950 bis 3.146 Euro in den Achsennahräumen erforderlich, 
während in den Achsenzwischenräumen die Einkommenserfordernis bei 2.975 bis 3.015 Euro 
liegt. Bei den Einkommenserfordernissen ergeben sich keine großen Unterschiede zwischen 
den Achsennahräumen und den Achsenzwischenräumen. Bei der Einbeziehung von weiteren 
Aspekten der Zuwanderung sind daher bei einer Wohnfläche von 100 m² und Annuitäten von 
5+1 % bzw. 7+1% keine großen finanziellen Hindernisse für die Wahl günstiger Standorte 
erkennbar. Deswegen ist bei der Durchführung des LEM-Programms in Hamburg eine 
finanzielle Förderung (z.B. Grundverbilligung oder zinsgünstige Kredite durch staatliche 
Bürgschaft), die Differenzen zwischen der Zahlungsfähigkeit des Kaufinteressenten und dem 
Marktwert abdeckt, eigentlich nicht unbedingt nötig.  
 
Eine gezielte Förderpolitik für die mittlere Einkommensgruppe  
Von den vierköpfigen Haushalten verfügen über 70 % der abwandernden Haushalte über ein 
Nettoeinkommen von 2.000 bis 4.000 Euro im Monat. Für diese mittlere Einkommensgruppe 
sind bei der Zuwanderung bzw. Abwanderung nicht nur die Verkehrskosten, sondern auch die 
Wohnfläche und die Annuität zu betrachten. Für die erfolgreiche Durchführung des LEM-
Programms ist die Aufmerksamkeit dieser Einkommensgruppen auf die Preisvorteile der 
Verkehrskosten durch eine gezielte Förderpolitik zu lenken. Mindestens in der Anfangsphase 
der Durchführung des LEM-Programms in Hamburg ist die finanzielle Förderung auf die 
Einkommensgruppen, die aus wirtschaftlichen Gründen die Alternative im Umland suchen, zu 
konzentrieren, um ihr Umzugsverhalten auf Standorte entlang der ÖPNV-Achsen zu 
orientieren. 
 
 
C) Unterschiede in der Wertentwicklung von Immobilien 
 
Iterationsprozesse zwischen ÖPNV-Erreichbarkeit und anderen Aktivitäten 
Die Siedlungsdichte ist ein wichtiges Kriterium für die Entscheidung in der ÖPNV-
Angebotsplanung wie auch für die Ansiedlung von öffentlichen und privaten 
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Versorgungseinrichtungen. Es kommt zu einem Verstärkerprozess der Nachfrage. Wegen 
dieser Iterationseffekte zwischen ÖPNV-Erreichbarkeit und anderen Aktivitäten ist im 
Allgemeinen die Änderungsrate der Grundstückspreise in den Achsennahräumen größer als 
die in den Achsenzwischenräumen.  
 
Höhere Wertsteigerungen der Immobilien in Achsennahräumen  
Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Bodenpreise in Achsennahräumen schneller entwickeln 
als in den Achsenzwischenräumen. Somit steigen die Werte der Immobilien in den 
Achsennahräumen steiler als die Werte in Achsenzwischenräumen. Die Eigentümer in den 
Achsennahräumen profitieren entsprechend stärker von Wertsteigerungen als ihre Pendants in 
den Achsenzwischenräumen. Unter gleichen Bedingungen werden die zukünftigen Werte der 
Immobilien in den Achsennahräumen auch relativ höher sein als die der Immobilien in 
Achsenzwischenräumen. Die unterschiedliche Bodenpreisentwicklung der Achsennahräume 
und der Achsenzwischenräume kann bei der Ermittlung der Beleihungswerte berücksichtigt 
werden. 
 
 
 
5.2 Finanzintermediäre Aspekte 
 
Am Wohnungsbaufinanzierungsmarkt wollen Geldgeber auf der einen Seite eine sichere, 
schnell liquidierbare und hochverzinsliche Anlage haben, auf der anderen Seite Geldnehmer 
über langfristige und niedrig verzinsliche Finanzmittel verfügen. Um diese Bedürfnisse der 
beiden Seiten in Einklang zu bringen, übernehmen Finanzintermediäre und Finanzmärkte 
Transformationsfunktionen. Wegen der oben beschriebenen Unterschiede zwischen den USA 
und Deutschland im Bereich der Fristen- und Risikotransformation wären einige 
Modifikationen der Rahmenbedingungen des Wohnungsbaufinanzierungsmarktes nahe 
liegend, um eine erfolgreiche Anwendung des LEM-Programms in Deutschland 
sicherzustellen.  
 
A) Anwendungsmöglichkeiten unter den gegenwärtigen deutschen Finanzsystemen 
 
Mit relativ flexiblen Ansätzen kann angefangen werden, die wohnungsbaufinanziellen 
Rahmenbedingungen für das LEM-Programm in Deutschland zu verbessern:  
Bei Darlehensanteilen, die über 80 % des Beleihungswertes hinausgehen, wird eine Bonitäts-
prüfung in Deutschland nahezu zum alleinigen Kriterium bei der Kreditvergabeentscheidung. 
Die eingesparten Verkehrskosten bzw. ein höherer LEV durch gute Standortwahl können eine 
höhere Bonität der Kreditnehmer beim LEM-Programm in diesem nachstelligen 
Beleihungsraum bewirken. Obwohl auf Grund des durch Ersparnisse in den Verkehrskosten 
höheren verfügbaren Kapitals auch höhere Kredite gutzuschreiben sind, müssen 
Ausfallrisiken jedoch berücksichtigt werden. Nach den Risikoabschätzungen (� der einer 
nachrangigen Beleihung inhärenten Risiken) durch die Kreditgeber ist zu bestimmen, wie viel 
Prozent des LEV für das LEM-Programm angenommen werden. Je mehr Risiken vermindert 
werden, desto höher sind die gutzuschreibenden Anteile des LEV zu bestimmen (Optimierung 
der Konditionen im nachrangigen Beleihungsbereich in Bezug auf LEM). Unter dem 
gegenwärtigen deutschen Finanzsystem sollten LEM-Programme mindestens in der 
Anfangsphase (Kurzfrist) nur mit niedrigem LEV-Anteil durchgeführt werden. 
Auf der Nachfrageseite (Kreditnehmer) sind durch Mobilitätsberatung tatsächliche 
Ersparnisse der privaten Haushalte zu erbringen, so dass die Haushalte zur Wohnungsbau-
finanzierung auch über zusätzliches angespartes Geld verfügen. Das Ausfallrisiko ist dadurch 
in gewissem Umfang zu vermindern. 
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B) Modifikationsmöglichkeiten (Verhandlungs-)  der vorhandenen deutschen Systeme 
 
Für eine Durchführung des LEM-Programms in Deutschland wären allerdings einige 
amerikanische Finanzprinzipien (Richtlinien) zu ergänzen, die dem vorhandenen deutschen 
System angepasst werden müssten.  
Ein gravierender Unterschied ist z. B. in den USA durch Conduits wie �Fannie Mae� 
vorhanden, durch das die oben genannten Risiken abgedeckt werden, indem der Conduit den 
Banken die Hypotheken abkauft und deren Risiko übernimmt. 
In Deutschland ist eine Organisation wie der amerikanische Conduit nicht vorhanden, 
weshalb die Banken einen hohen Risiko-Anteil übernehmen müssen. Deswegen ist es für 
Geldinstitute nicht einfach, das LEM-Programm zu unterstützen. Um dieses Problem zu 
lösen, müsste eine Organisation mit gemeinnütziger Satzung gegründet werden, die die 
Innovationskosten übernehmen kann und den Banken die wegen LEM anfallenden 
zusätzlichen Darlehensanteile garantiert. 
Wenn das LEM-Programm jedoch auf die zu erwartenden Veränderungen des deutschen 
Finanzierungssystems einsteigen könnte, wäre es leicht bzw. günstig durchzuführen. 
Die Rentabilitätsschwäche des traditionellen Hypothekengeschäftes in Deutschland macht 
deutlich, dass sich das deutsche Finanzierungssystem verändern muss und dass Reformbedarf 
besteht (Basel II1). Dabei rücken Kreditqualität und Risikomanagement in den Mittelpunkt.  
Bedarf von Kreditinstituten an langfristigen Refinanzierungsmöglichkeiten außerhalb des 
deutschen Pfandbriefmarktes ist aber zur Zeit spürbar (Frank B. Müller, 2002). 
Zu den Themen Risikomanagement und Angebotsvielfalt  besteht Forschungsbedarf, der nicht 
nur Anwendungsmöglichkeiten auf Grund des gegenwärtigen Finanzierungssystems, sondern 
auch Ausgangsüberlegungen unter zu verändernden Systemen auslotet.  
 
 
 
5.3 Bodenpolitische Aspekte (Instrumente) 
 
A) Innenentwicklung durch Aktivierung kommunaler Flächenreserven 
 
Über die Hälfte der Haushalte, die ins Umland abgewandert sind, versuchten zunächst einen 
Wohnsitz in Hamburg zu finden. Das Niveau der Bautätigkeit in Hamburg (durchschnittlich 
vier WE je 1.000 EW) reicht jedoch nicht aus, um allen den Standort Hamburg 
bevorzugenden Haushalten � Mietern oder Eigentümern � auch in der Stadt ein 
entsprechendes Angebot zu machen. Als außerordentlich nachteilig für den Wohnstandort der 
inneren Stadt erwies sich dabei besonders das viel zu geringe Angebot an großen und 
familientauglichen Wohnungen. Dies hat ein derart hohes Mietpreisniveau in diesem 
Wohnungssegment zur Folge, dass sich viele junge Familien zur Abwanderung an den 
Stadtrand oder ins Umland gezwungen sehen. 45 % des Hamburger Stadtgebietes befinden 
sich in städtischem Eigentum, darunter zahlreiche Konversions- und Brachflächen. Die 
Hamburger Liegenschaftsverwaltung und die Stadtentwicklungsbehörde sollten dabei 
beachten, dass die finanziellen Vorteile, die durch die Verhinderung der Umlandwanderung 
entstehen, die hohen Erschließungskosten und die nicht vollständig gedeckten Kosten beim 
Grundstücksverkauf ganz oder teilweise relativieren können. Mehr als die Hälfte der Flächen 
für den verdichteten und freistehenden Einfamilienhausbau befindet sich in privatem 
Eigentum. Beim Umgang mit der Bebauungsplanung ist die Aktivierung der 
Grundstücksreserven durch eine modifizierte Grundsteuer und Bodenwertsteuer noch 
intensiver zu realisieren. Die Einführung einer Bodenwertsteuer verlangt die gesamte 
                                                           
1 Der Begriff �Basel II� bezieht sich auf einen internationalen Bankenkongress in Basel 2002, der grundlegende 
Verfahrensinnovationen im Kreditwesen einleitete (s. Abschnitt 4.1.4, S. 58) 



126  V. ZUSAMMENFASSUNG UND BEWERTUNG DER ERGEBNISSE 

Steuerlast auf den Boden, während die Gebäude steuerfrei bleiben. Damit wird eine 
bodensparende Nutzung forciert, da die Ausschöpfung der Nutzungsintensität gefördert wird. 
Dabei bedarf es einer Präzisierung bezüglich der Zielgruppen auf Grund der Nutzerstruktur in 
Hamburg. Einer drohenden Monostruktur in Neubaugebieten muss durch eine städtische 
Intervention in den Markt grundsätzlich begegnet werden. In den bestehenden Wohngebieten 
sind durch Nachverdichtung mit strukturverbessernden und bestandsergänzenden Maßnahmen 
eine verträgliche Dichte bzw. hohe urbane Qualität anzubieten. Bei der Entwicklung von 
großen innerstädtischen Brachflächen in Mischnutzung können den Investoren im nicht 
störenden Gewerbebereich vorrangig Belegungsrechte in der Nähe von Wohnbebauung 
eingeräumt werden.  
 
Die trotz der oben genannten Strategien ins Umland ausweichenden Haushalte sollten auf 
Standorte entlang der ÖPNV-Achsen orientiert werden. Die Gemeinden einschließlich der 
Mittelzentren im Umland haben abseits Hamburgs in den vergangenen Jahren eine 
dynamische Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung erfahren. Ihr Bevölkerungspotential 
hat sich stark vergrößert. Im Hinblick auf die Ausweisung von Bauland ist weiterhin von 
einer hohen Nachfrage nach Wohn- und Gewerbeflächen auszugehen.  
 
B) Verstärkungsmöglichkeiten der Achsenschwerpunkte durch Dienstleistungs- und 
Versorgungseinrichtungen (vgl. Abschnitt 5.1) 
 
Eine wesentliche Entwicklungsvoraussetzung ist das Planziel einer stärker verdichteten 
Wohnbebauung im Umfeld der S-Bahn-Haltepunkte. Eine siedlungsmäßige und wirtschaft-
liche Entwicklung ist hauptsächlich in Siedlungsgebieten auf den Achsen und insbesondere in 
den Achsenschwerpunkten zu vollziehen. Die Ausstattung mit Dienstleistungs- und 
Verwaltungseinrichtungen und die Verfügbarkeit ausreichender Bauflächen bieten hierfür 
gute Voraussetzungen. Der Ausbau der Stadtmitten im Umland zu einem attraktiven 
Versorgungs- und Dienstleistungszentrum für den Nahbereich kann dazu beitragen, die 
zentralörtliche Funktion der kleinen Städte zu stärken. (Im Vordergrund der weiteren 
städtebaulichen Entwicklung hat ebenfalls der Ausbau der Kernstadt zu einem 
leistungsfähigen, das heißt den Bedürfnissen der Stadt und ihres Einzugsbereiches 
angepassten Dienstleistungs- und Versorgungszentrum mit verdichtetem Geschosswohnungs-
bau zu stehen.) In Gemeinden mit vorhandenem Ausgangspotential sind Durchmischungen 
mit strukturverbessernden und bestandsergänzenden Maßnahmen zu entwickeln und Defizite 
auszugleichen. 
 
C) Beschaffungsmöglichkeiten für Flächenreserven auf den Achsen durch gemeinde-
übergreifende Planung  
 
Die Verwirklichung einer auch künftig dem Achsenkonzept entsprechenden 
Siedlungstätigkeit ist aber nur möglich, wenn genügend Wohnungsbauland auf den Achsen 
verfügbar ist. Einige Gemeinden verfügen über ausreichende Flächenpotentiale mit guter 
verkehrlicher Anbindung sowie guter Zuordnung zu den zentralen Orten für die Ausweisung 
von Wohnbaugebieten. Die jährliche Nachfrage nach Fläche für den Wohnungsbau kann aber 
in anderen Gemeinden nicht erfüllt werden. Die weitere städtebauliche Entwicklung stößt 
mangels Flächenreserven im Stadtgebiet zunehmend an ihre Grenzen. Um die 
Nutzungsansprüche besser koordinieren zu können, ist mit den umliegenden Gemeinden eine 
gemeinsame Gebietsentwicklungsplanung durchzuführen. Die Ergebnisse dieses 
interkommunalen Projektes würden die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten des 
Siedlungsgebietes aufzeigen. Demnach ist der Anteil des Flächenbedarfs an Wohnbauland, 
der auf dem Stadtgebiet der Mittelzentren nicht mehr realisiert werden kann, hauptsächlich in 
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angrenzenden Gemeinden zu decken (bauliche Verflechtungen zwischen Mittelzentrum und 
Teilen der Nachbargemeinde). 
 
D) Begrenzungsmöglichkeiten der Siedlungsentwicklung in Achsenzwischenräumen 
 
Bisher wird das Achsenkonzept bzw. die planerische Lenkungsvorstellung durch das 
übermäßige Flächenangebot der (miteinander konkurrierenden) zahlreichen Umland-
gemeinden häufig unterlaufen. Um die Entwicklungsspielräume des Siedlungsgebietes 
abschätzen und die unterschiedlichen Ansprüche an die Flächennutzung ordnen zu können, ist 
eine gemeinsame Gebietsentwicklungsplanung zwischen dem Mittelzentrum und einigen 
Nachbargemeinden durchzuführen. Die Siedlungsentwicklung in schlecht ausgestatteten 
Teilräumen ist auch dabei zu begrenzen. Dafür ist ein abgestimmtes Baurecht erforderlich. Es 
ist ein Armutszeugnis, wenn Schutzgebietsausweisungen häufig als einzige Bremse gegen 
unerwünschte landesplanerische Entwicklungen herhalten müssen.  
 
 
 
5.4 Organisatorische Aspekte 
 
Neben ,weichen� Instrumenten wie einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit bzw. Beratung, in 
der auf diese Zusammenhänge hingewiesen werden sollte, wird auch empfohlen, ,harte� 
Instrumente zu entwickeln. Um die ermittelten finanziellen Vorteile der Wohnstandort-
entscheidung für ÖPNV-orientierte Standorte wirksam werden zu lassen, bedarf es einer 
Umsetzung der Erkenntnisse (in Steuerpult) für die Bereiche des Immobilien- und 
Finanzmarktes sowie der öffentlichen Stellen. Dazu müssen die in Deutschland bestehenden 
Strukturen berücksichtigt werden. 
 
A) Akteure und Abläufe der privaten Baufinanzierung 
 
Vereinfacht kann der folgende Ablauf angenommen werden: Ein Kunde wird auf ein oder 
mehrere Projekte von Projektentwicklern aufmerksam. Er prüft parallel bei Banken und 
öffentlichen Förderinstitutionen seine Finanzierungsmöglichkeiten und realisiert ggf. den 
Kauf. Die Fördermodalitäten sind bundesweit im Wesentlichen einheitlich bis auf zusätzliche 
Schwerpunktsetzungen der Landesregierungen. Dabei zeichnen sich die beteiligten Akteure 
durch unterschiedliche Betrachtungswinkel und Interessen aus (vgl. Anhang 5.4 A - C): 
 
B) Interessen der Akteure  
 
Die Akteure haben auch unterschiedliche Zugänge bzw. Instrumente zur Beeinflussung der 
Wohnstandortentscheidung. Vor diesem Hintergrund hat das Konzept der Berücksichtigung 
der Verkehrskosten bei der Standortwahl und -finanzierung für die genannten Akteure 
unterschiedliche Vorteile. 
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Abbildung 5 B  Interessen der Akteure 

gehe den.

Mobilitäts-
zentrum 

Landes-
regierung 

Kredit- 
institut 

öffentliche 
Förder-

institution 

Projekt-
entwickler 

Kunde 

 Mobilitätsbera-
tung, ÖV-orien-
tierte Optimie-
rung des indivi-
duellen Mobili-
tätsverhaltens 
und Erhöhung 
des Zeitkarten- 

verkaufs  

Förderung im 
Wohnungsbau 
muss politische 
Ziele stützen. 

Bonität des Kunden muss ausreichen. 
Finanzielle Möglichkeiten des 
Kunden müssen möglichst weit 

nd an Institut gebunden wer

Immobilie muss 
dem Kunden 
günstig und 
finanzierbar 
erscheinen. 

[Quelle: modifizierte Darstellung auf Basis von TU Hamburg-Harburg, 2002] 
 
 
B) Betrachtungswinkel der Akteure 
 

Abbildung 5 C  Betrachtungswinkel der Akteure 
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[Quelle: modifizierte Darstellung auf Basis von TU Hamburg-Harburg, 2002] 
 
 

! Marktübersicht: Eine Location-Efficient-Value-Karte könnte z.B. verkehrsgünstig 
gelegene Standorte im Vergleich zu unintegrierten Standorten herausstellen, indem sie 
die versteckten Zusatzkosten aufdeckt. Eine solche räumliche Übersicht über die 
Gesamtkosten von �Wohnen und Verkehr� könnte in der Presse, in Informations-
broschüren, einer interaktiven Internetkarte u.ä. durch die öffentliche Planung oder die 
Kreditinstitute bereitgestellt werden.  

! Mobilitätsberatung: Mobilitätszentralen richten sich primär an die Nutzer 
öffentlicher Verkehrsmittel und bieten umfassende Beratungs- und Serviceleistungen 
an. Vorstellbar wären Mobilitätszentralen, die nicht nur als Auskunftsservice für den 
ÖPNV fungieren, sondern darüber hinaus aktiv in der Bevölkerung (speziell in 
Betrieben) für alternative Mobilitätsformen werben und entsprechende Beratungs- und 
Serviceleistungen anbieten (Car-Sharing, Fahrgemeinschaften, Jobticket). Das 
Konzept des Location-Efficient-Value wäre ein zusätzliches Beratungsangebot, das 
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die Attraktivität der Beratung erhöhen könnte. Dabei soll das LEM-
Aufnahmeverfahren auch Aufklärungsfunktionen erfüllen: Im Rahmen eines 
�education program� in Form eines Face-to-Face-Tutoriums oder eines Workshops 
wird der künftige Hausbesitzer über die ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Konsequenzen seines Handelns informiert und über die Richtlinien zur Kreditvergabe 
für LEM unterrichtet. 

! Bonität und Zusatzprodukte: Die Kreditinstitute könnten die Mobilitätskosten eines 
Haushaltes abschätzen und die freien Mittel im Falle einer verkehrsgünstigen 
Standortwahl zur Finanzierung eines höheren Immobilienkredits zur Verfügung stellen 
(Bonität). Die von der Bank identifizierten freien Mittel könnten auch in anderen 
Bankprodukten gebunden werden. 

! Planungsumsetzung: Analog zur bestehenden besonderen Förderung von 
Wohnungen, die einem bestimmten Energiesparniveau entsprechen, ist � auf 
Grundlage der Verkehrserzeugungsdaten � auch eine Förderungsabhängigkeit nach 
Standort denkbar. Diese würde die Ziele der übergeordneten Planung unterstützen. 
Außerdem kann die Bereitstellung von Informationen zur Marktübersicht (s.o.) unter 
dem Aspekt der Planungsumsetzung realisiert werden. 

 
Im Sinne der Schaffung einer verkehrseffizienten Raumstruktur wäre es am Besten, wenn die 
Projektinnovation auf allen genannten Ebenen wirken könnte. Insbesondere aus den 
Kombinationen der Interessen und Handlungsmöglichkeiten ergeben sich große 
Wirkungspotentiale.  
 
 
 
5.5 Wirkungsabschätzung für LEM: Wie wird sich LEM voraussichtlich auswirken? 
 
Zwischen 1988 und 1998 ist jedes Jahr im Durchschnitt jeder zehnte Hamburger innerhalb der 
Region umgezogen. Das gesamte Hamburger Umzugspotential per annum belief sich damit 
auf durchschnittlich rd. 80.000 Haushalte (vgl. Abbildung 4.2.1 B). Davon haben 
11.000 Haushalte das Stadtgebiet in Richtung Umland verlassen (Abbildung 5 D).  
Viele Haushalte, die ins Umland gezogen sind, hatten zuvor in der Kernstadt nach Haus oder 
Wohnung gesucht und hätten bei hinreichendem Angebot eine andere Wohnstandortwahl 
getroffen. Wenn der Erwerb einer gewünschten Immobilie durch ergänzende Darlehen 
ermöglicht würde oder Defizite im Bestand der Kernstadt durch zusätzliche Angebote 
kompensiert werden könnten, würden vermutlich viele der jetzt ins Umland ziehenden 
Haushalte in Hamburg wohnen bleiben. 
Die ins Umland ziehenden Haushalte wurden nach Zielort-Typ in Achsennahraum- und 
Achsenzwischenraum-Siedler differenziert. Auf Grund unterschiedlich hoher Bevölkerungs-
zunahmen in Achsennah- und -zwischenräumen im Zeitabschnitt von 1970 bis 1987 wurden 
zwei verschiedene Wachstumsraten berechnet und für beide Raumkategorien sowohl die 
Zunahme an Personen als auch die an Haushalten ermittelt (vgl. Tabelle 4.2.3 B). Die 
Zunahme der Personen bzw. Haushalte in den Achsenzwischenräumen beträgt demnach 
5.320 Personen und 2.340 Haushalte. Dieser Anteil ist als potentielle Zielgruppe für die 
Durchführung des LEM-Programms zu betrachten. 
Bisher wurden nur generell Stadt-Umland-Wanderung bzw. ihre Motive analysiert, so dass 
die Verteilung auf Raumkategorien zum Zeitpunkt dieser Untersuchung (Anfang 2003) nicht 
oder nur sehr bedingt quantifizierbar ist. ( Noch weniger ist abschätzbar, inwieweit bisher 
möglicherweise finanzielle Aspekte zur Wahl verkehrsgünstigerer Standorte beigetragen 
haben.) 
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Relation der  
Bevölkerungszunahmequoten 

von 1970 bis 1987 

Achsennahräume 
19.680 Personen 

8.660 Haushalte 

Achsenzwischenräume
5.320 Personen 

 2.340 Haushalte 

 
 
 
 
 
 
 
 
                                         78,7 %           21,3 % 
 

ins Umland 
25.000 Personen 

11.000 Haushalte 
(2,3 Pers./Haushalt) 

 
   Abbildung 5 D  Durchschnittliches Hamburger Umzugspotential 1988 � 1998 (Berechnung 
                              der Verteilung auf Basis der Zunahmequoten von 1970 � 1987)  
 
 
Die ins Umland ziehenden Haushalte wurden in zwei verschiedene Umzugstypen 
unterschieden: Hamburg-Verlorene und Umland-Orientierte (vgl. Abschnitt 4.2.1). Die 
Hamburg-Verlorenen (ca. 7.000 Haushalte, 64 %) zogen ins Umland, obwohl sie zunächst 
einen Standort innerhalb Hamburgs in Betracht gezogen hatten. Die Umland-Orientierten 
( 4.000 Haushalte, etwa 36 %) suchten von Anfang an im Umland, ohne vorher Hamburger 
Standorte in Erwägung zu ziehen.   
 

Abbildung 5 E Durch LEM beeinflussbare
                             Wohnstandorte  
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Nach den Ergebnissen der Untersuchung über �Stadtentwicklungspolitik und Demographie in 
Hamburg� (Krings-Heckemeier/Pfeiffer 2000, S. 83 f.) gibt es keinen wesentlichen 
Unterschied in den Präferenzen der zwei oben genannten Wanderungstypen: Für beide Typen 
überwiegt jeweils die Wohnlage �kleinstädtisches Wohnumfeld mit überwiegend kleineren 
Häusern� in den Achsennahräumen und �dörflich-ländliches Umfeld mit hohem Grünanteil� 
in den Achsenzwischenräumen. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die 
Hamburg-Verlorenen eher zu kleinstädtischem als zu dörflich-ländlichem Wohnumfeld 
tendieren. So wurde hier angenommen, dass die Achsennahraum-Zuzügler sich zu 
etwa 70 % (6.062 Haushalte) aus Hamburg-Verlorenen und zu 30 % (2.598 Haushalte) aus 
Umland-Orientierten rekrutieren. Wenn man von 6.062 Hamburg-verlorenen Haushalten pro 
Jahr als ,Neubürger� der Achsennahräume ausgeht, müssten angesichts von 7.000 Hamburg-
Verlorenen insgesamt dann 938 Haushalte in den Achsenzwischenräumen siedeln. Damit 
siedelt dort ein Hamburg-Verlorenen-Anteil von etwa 40 % und ein Umland-Orientierten-
Anteil von 60 % (1.402 Haushalte). Von den Hamburg-Verlorenen sah etwa jeder zweite 
Haushalt (469 von 938) den entscheidenden Vorteil des Wohnstandortes Umland in 
finanziellen Aspekten, während dies etwa 22 % der Umland-Orientierten (308 Haushalte von 
1.402) so sehen (ebd., S. 79 f.).  
Auf der Basis dieser Schätzung2 kann davon ausgegangen werden, dass etwa 777 Haushalte 
pro Jahr (i. e. 33 % der in die Achsenzwischenräume umziehenden Haushalte) unter 
günstigeren Bedingungen einen Wohnstandort in der Innenstadt oder in Achsennahräumen 
mit städtischen Einrichtungen gewählt hätten. 
 
Eine Berechnung dieser Haushaltsanzahl würde eine zuverlässige Grundlage bieten für die 
Abschätzung der durch die veränderte Standortwahl eingesparten Verkehrsmengen (Wege, 
Verkehrsmittelwahl, mit Pkw zurückgelegte Distanzen usw.). 
 
Tabelle 5 A  Unterschiede in Autoanzahl und damit zurückgelegen Distanzen pro Haushalt 
                       im Standortvergleich 
pro Haushalt Innenstadt Achsennahräume Achsenzwischen-

räume 1 
Achsenzwischen

-räume 2 
Anzahl Pkw 0,947 1,175 1,333 1,427 
Distanzen mit Pkw 

(km/Tag) 
23,63 40,48 51,28 56,61 

 
 
Wenn ein Haushalt auf verkehrsgünstige Standorte orientiert würde, würde die Autobesitzzahl 
um etwa 0,16 bis 0,48 reduziert werden und die mit Pkw zurückgelegten Distanzen pro 
Haushalt um 10,80 bis 32,98 km pro Tag. Wenn dann die potenzielle Zahl von 
777 Haushalten pro Jahr, die von Hamburg in Achsenzwischenräume umziehen, auf 
verkehrsgünstige Standorte orientiert würde, könnten die Autozahl um 124 bis 373 und die 
Distanzen mit Pkw um 8.392 bis 25.626 km reduziert werden. Die jährlich vermeidbare Zahl 
der Autos und Distanzen wäre damit nicht unerheblich für die Verringerung von Emissionen 
und anderen Verkehrsproblemen.  
 
 
 
 
 
 
                                                           
2 Angesichts des zunehmenden ,Volllaufens� der Achsenzwischenräume gerade in den letzten zehn Jahren dürfte 
eine Schätzung auf Grund der Abwanderungsquoten bis 1987 eher vorsichtig sein.  
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Tabelle 5 B  Unterschiede der Wegehäufigkeiten im Standortvergleich  
pro Person und 
Tag 

Innenstadt Achsennahräume Achsenzwischen-
räume 1 

Achsenzwischen-
räume 2 

Fuß/Rad 1,56 (39.2%) 1,34 (35.3%) 1,16 (30.0%) 1,09 (29.0%) 
ÖPNV 0,65 (16,3%) 0,55 (14.5%) 0,41 (10.6%) 0,40 (10.7%) 

Wege-
häufig-

keit Pkw 1,77 (44,5%) 1,91 (50.3%) 2,30 (59.4%) 2,26 (60.3%) 
[Quelle: Eigene modifizierte Darstellung auf Basis von Gutsche, 2001] 
 
 
Je nach Wohnstandort verteilt sich das Mobilitätsverhalten unterschiedlich auf die drei 
Verkehrsmittel Auto, Nahverkehr und Rad/Füße. Eine Sonderauswertung für die Haushalte in 
Ein- und Zweifamilienhäusern ergab, dass die ÖPNV-Nutzungsquote im Vergleich zur 
Gesamtheit aller Häusertypen in Hamburg niedriger ist (vgl. Anhang 5.5). Wenn sich ein 
Wohnstandort vom Achsenzwischenraum auf den Achsennahraum bzw. die Innenstadt 
verlagern würde, würden die Wegehäufigkeiten von Fuß/Rad und ÖPNV jeweils um die 
Faktoren 0,18 bis 0,47 und 0,14 bis 0,25 zunehmen, während die Wegehäufigkeiten mit Pkw 
um 0,35 bis 0,53 abnehmen würden. 
Wenn die Haushaltsgröße der Abwanderer in Achsenzwischenräume identisch wäre mit der 
durchschnittlichen Haushaltsgröße der aus Hamburg Wegziehenden (2,3 Personen), dann 
könnten mit 777 Haushalten 1.787 Personen pro Jahr potentiell auf verkehrsgünstige 
Standorte orientiert werden. Die Wegehäufigkeiten von Fuß/Rad und von ÖPNV würden 
jeweils um 322 bis 840 und 250 bis 447 zunehmen, während die Wegehäufigkeiten mit Pkw 
um 625 bis 947 Fälle abnehmen würden. 
Um die Auswirkung des LEM-Programms auf die Wohnstandortwahl einschätzen zu können, 
ist die Rolle der Verkehrskosten für unterschiedliche Haushaltstypen bei der 
Wohnstandortwahl differenziert zu gewichten.  
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